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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen dex 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft '(EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates mit den allgemeinen Regeln für 
die Gewährung der Ausgleichsentschädigung an die Erzeu- 
ger von Thunfischen für die Konservenindustrie. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 24. Novem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissionsvorschlag 
ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
mit den allgemeinen Regeln für die Gewährung der 
Ausgleichsentschädigung an die Erzeuger von Thunfischen 
für die Konservenindustrie 


DER RAT DtR EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf dto Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr, 2142/70 
des Rates vom 20. Oktober 1970 über die gemein- 
same Marktorganisatton für Fischereierzeugnisse ^), 
insbesondere auf Artikel 15 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Korhmission, 

in Erwägung nachstehehder Gründe: 

In Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2142/70 ist vorgesehen, daß den Thunfischerzeu- 
gern der Gemeinschaft erforderlichenfalls eine Aus- 
gleichsentschädigung für Thunfisch für die Kon- 
servenindustrie gewährt wird. Mit dieser Maßnahme 
sollen mögliche Nachteile der vorgesehenen Einfuhr- 
regelung für die Erzeuger ausgeglichen werden. In 
Anbetracht der unzureichenden Gemeinschaftserzeu- 
gung von Thunfisch ist die Anwendung der Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs ausgesetzt worden, um 
der diese Erzeugnisse verwertenden Nahrungsmit- 
telindustrie vergleichbare Versorgungsbedingungen 
zu erhalten, wie sie für die exportierenden Dritt- 
länder gelten. Eine Preissenkung bei der Einfuhr 
von Thunfisch kann das Einkommensniveau der Er- 
zeuger folglich unmittelbar bedrohen. 

Die Verwirklichung dieser Drohung läßt sich unter 
Bezugnahme auf ein für eine normale Marktlage 
repräsentatives Preisniveau in der Gemeinschaft be- 
urteilen. Der gemeinschaftliche Produktionspreis für 
Thunfisch muß daher vor der Eröffnung des Fische- 
reiwirtschaftsjahres für ein Erzeugnis mit genau 
festgelegten Handelseigenschaften festgesetzt 
werden. 

Die verschiedenen in der Gemeinschaft gefange- 
nen Thunfischarten für die Konservenindustrie 
tragen gleichzeitig und in ihrer Gesamtheit zur Bil- 
dung der Marktpreise für die Gemeinschaftserzeu- 
güng bei. Die für die einzelnen Arten tatsächlich 
festgestellten Produktionspreise sind daher nach der 
Art und Aufmachung zu berichtigen, die als Bezugs- 
grundlage für die Festsetzung des gemeinschaft- 
lichen Produktionspreises herangezogen werden. 

Die Auswirkungen einer Preissenkung bei der 
Einfuhr lassen sich einmal nach dem durchschnitt- 
lichen Einfuhrpreisniveau, das sich aus der Anwen- 
dung der Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs er- 
geben würde, und zum anderen nach dem für eine 
normale Marktlage repräsentativen gemeinschaft- 


lichen Produktionspreisniveau unter Berücksichti- 
gung der für diese Lage kennzeichnenden natür- 
lichen Schwankungsbreite der Preise beurteilen. 

Die Lage auf dem Thunfischmarkt bestimmt sich 
in ihrer Entwicklung in starkem Maße nach der 
Zeitfolge der Anlandungen der Gemeinschaftserzeu- 
gung und den tatsächlichen Einfuhrmöglichkeiten, 
die selbst wiederum weitgehend von den Fischfang- 
ergebnissen in den ausführenden Drittländern ab- 
hängen. Diese Lage ist daher monatlich im Hinblick 
auf die Gewährung der Ausgleichsentschädigung zu 
prüfen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der in Artikel 15 Absatz 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2142/70 genannte gemeinschaftliche Produktions- 
preis für Thunfisch wird vor Beginn des Fischwirt- 
schaftsjahres für dieses Erzeugnis für die ganze 
Dauer des Fischwirtschaftsjahres oder für jeden der 
Zeitabschnitte, in die das Fischwirtschaftsjahr unter- 
teilt wird, festgesetzt. Dieser Preis gilt für Gelb- 
flossenthun in der Aufmachung „ganz" mit einem 
Stückgewicht von weniger als 10 kg. 

Das Fischwirtschaftsjahr für Thunfisch beginnt am 
t. Januar und endet am 31. Dezember eines jeden 
Jahres. 

Artikel 2 

Für jedes der im Anhang aufgeführten Erzeugnisse 
wird jeden Monat auf der Grundlage des gewoge- 
nen Mittels der für jedes Erzeugnis festgestellten 
Monatsdurchschnittspreise, das entsprechend der 
Unterschiede der Art oder Aufmachung gegenüber 
der für die Festsetzung des gemeinschaftlichen Pro- 
duktionspreises maßgebenden Art oder Aufmachung 
berichtigt wird, ein Monatsdurchschnittspreis des 
Gemeinschaftsmarktes ermittelt. 

Artikel 3 

Für jedes der im Anhang aufgeführten Erzeugnisse 
wird die Ausgleichsentschädigung im Sinne von 
Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2142/70 den Thunfischerzeugern der Gemein- 
schaft gewährt, wenn zugleich 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 
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a) der Monatsdurchschnittspreis des Gemeinschafts- 
marktes für dieses Erzeugnis weniger als 95 ^/o 
des gemeinschaftlichen Produktionspreises be- 
trägt und 

b) der gegebenenfalls um die betreffende Aus- 
gleichsabgabe erhöhte und für den gleichen Zeit- 
raum oder für den letzten Zeitraum mit Preis- 
feststellung berechnete Einfuhrpreis im Sinne von 
Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2142/70 für das gleiche Erzeugnis oder für 
das für die Festsetzung des gemeinschaftlichen 
Produktionspreises maßgebende Erzeugnis höch- 
stens 110 V. H. des Referenzpreises beträgt. 

Artikel 4 

1. Die Ausgleichsentschädigung entspricht dem 
Unterschied zwischen dem gemeinschaftlichen Pro- 
duktionspreis und dem Monatsdurchschnittspreis 
des Gemeinschaftsmarktes. Sie wird für alle Thun- 
fischmengen gewährt, die während des Monatszeit- 
raums, auf den sich die Preisfeststellungen bezogen 
haben, an die Konservenindustrie geliefert wurden. 
Die Entschädigung darf jedoch einen Pauschalsatz in 
Höhe von 20 v. H. des im gleichen Zeitraum gelten- 
den Referenzpreises nicht überschreiten. 


2. Die Entschädigung wird dem Erzeuger auf des- 
sen Antrag am Ende des Fischwirtschaftsjahres aus- 
gezahlt. 


Artikel 5 

Nach dem Verfahren des Artikels 29 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2142/70 vom 20. Oktober 1970 
werden festgelegt: 

— die Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung und insbesondere die Einzelheiten für 
die Berichtigung des gewogenen Mittels der 
Monatsdurchschnittspreise ; 

— die Höhe der Ausgleichsentschädigung. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Yellow-fin, Gelbflossen- (Neothynnus albacora, 
thun Thunnus albacares) 


Germon, weißer Thun (Thunnus alalunga) 

Blue-fin, roter (gemeiner) (Thunnus thynnus) 
Thun 


Big-eye, großäugiger (Parathynnus obesus, 

Thun (Patudo) Parathynnus macropterus) 

Skipjack, gestreifter Thun (Euthynnus pelamys, 
(echter Bonito) Katsuwonus pelamys) 

Little Tunny, falscher (Euthynnus allettaratus) 

Bonito 


Begründung 


In der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Fischereierzeug- 
nisse ist vorgesehen, daß Thunfisch für die Kon- 
servenindustrie zollfrei eingeführt wird, damit der 
Gemeinschaftsindustrie vergleichbare Versorgungs- 
bedingungen gesichert werden, wie sie für die aus- 
führenden Drittländer gelten. 

Um die Auswirkungen eines etwaigen Preisrück- 
gangs bei der Einfuhr auf die Einkommen der Er- 
zeuger der gleichen Produkte in der Gemeinschaft 
auszugleichen, wurde ferner vorgesehen, daß diesen 
Erzeugern erforderlichenfalls eine Ausgleichsent- 
schädigung gewährt werden kann. 

Mit dem vorliegenden Verordnungsvorschlag sollen 
namentlich die Bedingungen für die Gewährung 
dieser Entschädigung festgelegt werden. 

Damit soll es möglich gemacht werden, eine anomale 
Preissituation bei der Einfuhr gegenüber einer Preis- 
situation, wie sie sich aus einer Handelsregelung 
unter Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs er- 
geben würde, abzugrenzen und die tatsächlichen 
Auswirkungen auf den Marktpreis für die Gemein- 
schaftserzeugung abzuleiten. Der direkte Kausal- 


zusammenhang zwischen zwei Erscheinungen führt 
folglich dazu, daß die Gewährung dieser Entschädi- 
gung davon abhängig gemacht wird, daß gleichzeitig 
zwei Bedingungen - eine Bedingung der Inlands- 
erzeugung und eine Bedingung des Außenhandels - 
erfüllt sind. 

Zur Festlegung der Faktoren für eine vergleichende 
Beurteilung der Entwicklung der beiden veränder- 
lichen Faktoren enthält die vorgeschlagene Verord- 
nung ergänzende Bestimmungen für die Festsetzung 
des gemeinschaftlichen Produktionspreises und sieht 
darüber hinaus die monatliche Ermittlung eines 
durchschnittlichen Marktpreises vor, der für die tat- 
sächlich festgestellte Marktlage bei den Gemein- 
schaftserzeugnissen kennzeichnend ist. 

Anhand eines Vergleichs dieser Preise untereinander 
oder mit dem Einfuhrpreis lassen sich die Zeit- 
abschnitte, in denen eine solche Entschädigung ge- 
währt werden muß, sowie die Höhe dieser Ent- 
schädigung bestimmen. 

Die Prüfung der von den Erzeugern eingereichten 
Entschädigungsanträge erfolgt am Ende des Fisch- 
wirtschafts j ahres. 
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